
 

Postadresse: 

Erdbergstraße 192 – 196 

1030 Wien 

Tel: +43 1 601 49 – 0 

Fax: +43 1 711 23 – 889 15 41 

E-Mail: einlaufstelle@bvwg.gv.at 

www.bvwg.gv.at 

 

 

Entscheidungsdatum 

12.11.2020 

Geschäftszahl  

 

L519 2148819-2/3E 

 

I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. ZOPF als Einzelrichterin über die 

Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Irak, vertreten durch den Verein Menschenrechte 

Österreich, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 

23.10.2020, Zl. 1081154602-200928324, zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß §§ 57, 10 Abs. 2 AsylG 2005 idgF iVm §§ 9, 18 Abs. 2 Z.1 BFA-

VG idgF sowie §§ 52 Abs. 1 Z 1 und Abs. 9, 46 und 55 Abs. 4 sowie 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 Z. 6 

FPG2005 idgF als unbegründet abgewiesen. 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

 
 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  
 

I. Verfahrensgang 
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1.Der Beschwerdeführer (in weiterer Folge kurz als BF bezeichnet), ein Staatsangehöriger des 

Irak, brachte nach illegaler Einreise in das Bundesgebiet am 4.8.2015 einen Antrag auf 

internationalen Schutz ein. 

 

2.Dieser Antrag wurde mit Bescheid des BFA vom 6.2.2017 hinsichtlich der Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gem. § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen. Gem. § 8 Abs. 1 AsylG 

2005 wurde der Antrag hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak ebenfalls abgewiesen. Ein 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gem. § 57 AsylG 2005 wurde nicht 

erteilt. Gem. § 10 Abs. 1 Z. 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG wurde eine Rückkehrentscheidung 

gem. § 52 Abs. 2 Z.2 FPG erlassen und gem. § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass gem. § 46 FPG 

2005 eine Abschiebung in den Irak zulässig ist. Gem. § 55 Abs. 1 bis 3 FPG wurde die Frist für 

die freiwillige Ausreise mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung festgesetzt. 

 

3. Die gegen diesen Bescheid fristgerecht erhobene Beschwerde hat das BVwG mit Erkenntnis 

vom 2.9.2020, L524 2148819-1, als unbegründet abgewiesen. 

 

4. Am 15.10.2020 wurde dem BF ein Mandatsbescheid zugestellt, wonach er sich alle 2 Tage 

bei der örtlichen PI zu melden hat. 

 

5. Mit Schreiben vom 29.9.2020 teilte das BFA dem BF mit, dass beabsichtigt sei, eine 

Rückkehrentscheidung mit einem Einreiseverbot zu erlassen. Gleichzeitig wurde ihm die 

Möglichkeit eingeräumt, binnen 7 Tagen dazu Stellung zu beziehen und 18 Fragen zu seinem 

Privat- und Familienleben zu beantworten. 

 

5.1. Eine Stellungnahme wurde vom BF nicht abgegeben. 

 

6.Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des BFA wurde dem BF in Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 nicht erteilt. Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG iVm § 

9 BFA-VG wurde eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 1 Z 1 FPG erlassen und gemäß § 

52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass eine Abschiebung des BF in den Irak gemäß § 46 FPG zulässig 

ist. Gem. § 55 Abs. 4 FPG wurde keine Frist für eine freiwillige Ausreise gewährt. Einer 

Beschwerde gegen die Rückkehrentscheidung wurde gem. § 18 Abs. 2 Z. 1 BFA-VG die 

aufschiebende Wirkung aberkannt.  Gem. § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 Z.6 FPG wurde über den BF 

ein Einreiseverbot in der Dauer von 2 Jahren verhängt. 
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6.1. Im Rahmen der Beweiswürdigung führte die belangte Behörde im Wesentlichen aus, dass 

gegen den BF mit Bescheid des BFA vom 31.7.2017 eine Rückkehrentscheidung erlassen und 

die Abschiebung in den Irak für zulässig erklärt wurde. Die dagegen erhobene Beschwerde 

wurde vom BVwG als unbegründet abgewiesen. Letztgenannte Entscheidung ist am 2.9.2020 

in Rechtskraft erwachsen. Die Frist für die freiwillige Ausreise endete am 16.9.2020, seither 

hält sich der BF illegal im Bundesgebiet auf.  Im AJ-WEB konnte festgestellt werden, dass der 

BF in Österreich bislang keiner Erwerbstätigkeit nachgegangen ist. Er verfügt über kein eigenes 

Einkommen und ist nicht in der Lage, seinen Lebensunterhalt in Österreich aus eigenem zu 

finanzieren, weshalb er als mittellos anzusehen ist. Am 27.1.2017 gab er beim BFA an, keine 

Familienangehörigen im österreichischen Bundesgebiet zu haben, nicht verheiratet zu sein 

und auch keine Kinder zu haben. Bis dato seien dem BFA keine Änderungen bekannt bzw. seien 

vom BF keine diesbezüglichen Änderungen bekanntgegeben worden. Hinsichtlich der Lage im 

Irak haben sich seit der Entscheidung des BVwG vom 2.9.2020 keine nennenswerten 

Änderungen ergeben.  

I 

7. Gegen diesen Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist 

Beschwerde erhoben und im Wesentlichen vorgebracht, dass der BF seit 17.8.2020 als 

selbständiger Gewerbetreibender (Hausbetreuung) bei der Sozialversicherungsanstalt der 

Selbständigen versichert sei. Er bestreite seinen Lebensunterhalt durch seine selbständige 

Tätigkeit, beziehe keine Leistungen aus der Grundversorgung und wohne privat. Ein 

entsprechender Gewerberegisterauszug sei am 31.8.2020 an das BVwG übermittelt worden. 

Vorgelegt würden außer dem Gewerberegisterauszug ein Vertrag zwischen dem BF und Hr. 

XXXX , dem zu entnehmen sei, dass der BF eine monatliche Vergütung iHv 1.500,- Euro erhält 

sowie ein Bestätigungsschreiben der Hausbetreuung  XXXX vom 23.10.2020 und eine 

Kontoübersicht ab 10.9.2020.  

Dem Einreiseverbot fehle die Grundlage. Zudem stelle der weitere Aufenthalt des BF keine 

Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit dar. Das einzige Fehlverhalten des BF 

bestehe darin, dass der BF bislang seiner Ausreiseverpflichtung nicht nachgekommen ist.  

Da der BF keine Gefahr darstellt, werde zudem die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 

beantragt. 

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen 
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Der Beschwerdeführer: 

Der BF ist irakischer Staatsangehöriger, gehört der Volksgruppe der Kurden an und ist 

sunnitischer Moslem. Er hat ca. 12 Jahre die Schule besucht und war ab 2007 als Fliesenleger 

tätig. Er spricht Kurdisch. 

Der BF lebte vor seiner Ausreise mit seinen Eltern und Geschwistern in XXXX . Der jüngere 

Bruder arbeitet in einem Restaurant und lebt bei den Eltern, der ältere Bruder ist Busfahrer. 

Die 3 Schwestern des BF sind verheiratet und haben eigene Familien. Alle Familienangehörigen 

leben in XXXX . Der BF steht in Kontakt mit seinen Eltern. In  XXXX leben auch noch Onkel und 

Tanten des BF. 

Der BF verließ ca. im Juli 2015 den Irak und reiste illegal in Österreich ein, wo er am 4.8.2015 

einen Antrag auf internationalen Schutz stellte, welcher vom BFA mit Bescheid vom 6.2.2017 

als unbegründet abgewiesen wurde. Der dagegen erhobenen Beschwerde wurde mit 

Erkenntnis des BVwG vom 2.9.2020, L 524 2148819, keine Folge gegeben.  

Der BF hat keine Verwandten in Österreich, ist nicht verheiratet, befindet sich in keiner 

Lebensgemeinschaft und hat keine Kinder. Eine im März 2020 von der VHS durchgeführte 

Spracheinstufung des BF ergab das Niveau A1. Eine Deutschprüfung hat er bislang nicht 

abgelegt. Der BF spielt Fußball. Im August 2020 hat er ein Gewerbe (Hausbetreuung, 

Reinigung) angemeldet. Der BF ist in Österreich strafrechtlich unbescholten. 

 

Die Lage im Herkunftsstaat Irak: 

Rückkehr 

Die freiwillige Rückkehrbewegung irakischer Flüchtlinge aus anderen Staaten befindet sich im 

Vergleich zum Umfang der Rückkehr der Binnenflüchtlinge auf einem deutlich niedrigeren, im 

Vergleich zu anderen Herkunftsstaaten aber auf einem relativ hohen Niveau. Die Sicherheit 

von Rückkehrern ist von einer Vielzahl von Faktoren abhängig – u.a. von ihrer ethnischen und 

religiösen Zugehörigkeit, ihrer politischen Orientierung und den Verhältnissen vor Ort. Zu einer 

begrenzten Anzahl an Abschiebungen in den Zentralirak kommt es jedenfalls aus Deutschland, 

Großbritannien, Schweden und Australien. Rückführungen aus Deutschland in die Kurdischen 

Region im Irak (KRI) finden regelmäßig statt. In der KRI gibt es mehr junge Menschen, die sich 

nach ihrer Rückkehr organisieren. Eine Fortführung dieser Tendenzen wird aber ganz 

wesentlich davon abhängen, ob sich die wirtschaftliche Lage in der KRI kurz- und mittelfristig 

verbessern wird (AA 12.1.2019). 

 

Studien zufolge ist die größte Herausforderung für Rückkehrer die Suche nach einem 

Arbeitsplatz bzw. Einkommen. Andere Herausforderungen bestehen in der Suche nach einer 

bezahlbaren Wohnung, psychischen und psychologischen Problemen, sowie negativen 

Reaktionen von Freunden und Familie zu Hause im Irak (IOM 2.2018; vgl. REACH 30.6.2017).  
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Die Höhe einer Miete hängt vom Ort, der Raumgröße und der Ausstattung der Unterkunft ab. 

Außerhalb des Stadtzentrums sind die Preise für gewöhnlich günstiger (IOM 1.4.2019). Die 

Miete für 250 m² in Bagdad liegt bei ca. 320 USD (Anm.: ca. 296 EUR) (IOM 13.6.2018). Die 

Wohnungspreise in der KRI sind 2018 um 20% gestiegen, während die Miete um 15% 

gestiegen ist, wobei noch höhere Preise prognostiziert werden (Ekurd 8.1.2019). In den 

Städten der KRI liegt die Miete bei 200-600 USD (Anm.: ca. 185-554 EUR) für eine 

Zweizimmerwohnung. Der Kaufpreis eines Hauses oder Grundstücks hängt ebenfalls von Ort, 

Größe und Ausstattung ab. Während die Nachfrage nach Mietobjekten stieg, nahm die 

Nachfrage nach Kaufobjekten ab. Durchschnittliche Betriebskosten betragen pro Monat 

15.000 IQD (Anm.: ca. 12 EUR) für Gas, 10.000-25.000 IQD (Anm.: ca. 8-19 EUR) für Wasser, 

30.000-40.000 IQD (Anm.: ca. 23-31 EUR) für Strom (staatlich) und 40.000-60.000 IQD (Anm.: 

ca. 31-46 EUR) für privaten oder nachbarschaftlichen Generatorenstrom. Die Rückkehr von 

IDPs in ihre Heimatorte hat eine leichte Senkung der Mietpreise bewirkt. Generell ist es für 

alleinstehende Männer schwierig Häuser zu mieten, während es in Hinblick auf Wohnungen 

einfacher ist (IOM 1.4.2019).  

 

Die lange Zeit sehr angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt wird zusehends besser, 

jedoch gibt es sehr viel mehr Kauf- als Mietangebote. In der Zeit nach Saddam Hussen sind 

die Besitzverhältnisse von Immobilien zuweilen noch ungeklärt. Nicht jeder Vermieter besitzt 

auch eine ausreichende Legitimation zur Vermietung (GIZ 12.2019). 

 

Im Zuge seines Rückzugs aus der nordwestlichen Region des Irak, 2016 und 2017, hat der 

Islamische Staat (IS) die landwirtschaftlichen Ressourcen vieler ländlicher Gemeinden 

ausgelöscht, indem er Brunnen, Obstgärten und Infrastruktur zerstörte. Für viele 

Bauerngemeinschaften gibt es kaum noch eine Lebensgrundlage (USCIRF 4.2019). Im 

Rahmen eines Projekts der UN-Agentur UN-Habitat und des Entwicklungsprogramms der 

Vereinten Nationen (UNDP) wurden im Distrikt Sinjar, Gouvernement Ninewa, binnen zweier 

Jahre 1.064 Häuser saniert, die während der IS-Besatzung stark beschädigt worden waren. 

1.501 Wohnzertifikate wurden an jesidische Heimkehrer vergeben (UNDP 28.4.2019). 

 

Es besteht keine öffentliche Unterstützung bei der Wohnungssuche für Rückkehrer. Private 

Immobilienfirmen können jedoch helfen (IOM 1.4.2019). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Irak, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1457267/4598_1548939544_auswaertiges-amt-bericht-
ueber-die-asyl-und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-republik-irak-stand-dezember-2018-
12-01-2019.pdf, Zugriff 13.3.2020 

- Ekurd Daily (8.1.2019): Property prices increasing in Iraqi Kurdistan after years of stagnation, 
https://ekurd.net/property-prices-kurdistan-2019-01-08, Zugriff 13.3.2020 
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- GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (12.2019): Alltag, 
https://www.liportal.de/irak/alltag/, Zugriff 13.3.2020 

- IOM - Internationale Organisation für Migration (1.4.2019): Länderinformationsblatt Irak 
(Country Fact Sheet 2018), 
https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698617/18363939
/Irak_%2D_Country_Fact_Sheet_2018%2C_deutsch.pdf?nodeid=20101157&vernum=-2, 
Zugriff 13.3.2020 

- IOM - International Organization for Migration (13.6.2018): Länderinformationsblatt Irak 
(2017), https://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-
DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_irak-
dl_de.pdf;jsessionid=0E66FF3FBC9BF77D6FB52022F1A7B611.1_cid294?__blob=publicati
onFile, Zugriff 13.3.2020 

- IOM - International Organization for Migration (2.2018): Iraqi returnees from Europe: A 
snapshot report on Iraqi Nationals upon return in Iraq, 
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/DP.1635%20-
%20Iraq_Returnees_Snapshot-Report%20-%20V5.pdf, Zugriff 13.3.2020 

- REACH (30.6.2017): Iraqi migration to Europe in 2016: Profiles, Drivers and Return, 
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/reach_irq_grc_report_iraqi_migration_t
o_europe_in_2016_june_2017%20%281%29.pdf, Zugriff 13.3.2020 

- USCIRF - US Commission on International Religious Freedom (4.2019): United States 
Commission on International Religious Freedom 2019 Annual Report; Country Reports: Tier 
2 Countries: Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/2008186/Tier2_IRAQ_2019.pdf, Zugriff 
13.3.2020 

- UNDP - United Nations Development Programme (28.4.2019): UN-Habitat and UNDP 
Upscale Support on Housing Rehabilitation and Secure Tenure for the Returnees in Sinjar, 
https://www.iq.undp.org/content/iraq/en/home/presscenter/pressreleases/2019/04/28/un-
habitat-and-undp-upscale-support-on-housing-rehabilitation-an.html, Zugriff 13.3.2020 

 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der BF im Falle einer Rückkehr in den Irak über keine 

Existenzgrundlage verfügt, zumal seine gesamte Familie dort lebt und ihn bei sich aufnehmen 

kann. 

2. Beweiswürdigung 

Das erkennende Gericht hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der 

festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der 

außer Zweifel stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom 

entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.  

 

Die personenbezogenen Feststellungen hinsichtlich des BF ergeben sich aus seinen in diesem 

Punkt nicht widerlegten Angaben sowie den Sprach- und Ortskenntnissen.  
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Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der Rückkehrsituation im 

Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzuführen, dass es sich hierbei aus der Sicht des 

erkennenden Gerichts um eine ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl 

staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges- handelt, welche es ermöglichen, sich ein 

umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Die getroffenen Feststellungen 

ergeben sich durch eine ausgewogene Gesamtschau unter Berücksichtigung der Aktualität und 

der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen ausreichende Aktualität zu. 

 

In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzuführen, dass die von der 

belangten Behörde vorgenommene freie Beweiswürdigung (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 

1015/76; Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 

§ 45 AVG, E 50, Seite 305) im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik 

und der Denkgesetze im Wesentlichen von ihrem objektiven Aussagekern her in sich schlüssig 

und stimmig ist. 

 

Die oben im Wesentlichen wiedergegebenen Ausführungen der belangten Behörde sind für 

sich als tragfähig anzusehen und stellten die nachfolgenden Erwägungen des ho. Gerichts 

lediglich Konkretisierungen und Abrundungen hierzu dar. 

 

Der belangten Behörde ist zuzustimmen, wenn diese anführt, dass ein schützenswertes Privat- 

und Familienleben des BF in Österreich nicht vorliegt und er eine schwerwiegende Gefahr für 

die öffentliche Ordnung und Sicherheit im Bundesgebiet darstellt. Soweit sich der BF darauf 

beruft, er habe im August ein Gewerbe angemeldet und sei nunmehr selbsterhaltungsfähig, 

wird dieser Umstand maßgeblich dadurch relativiert, dass der BF bis zu diesem Zeitpunkt auf 

Mittel der Grundversorgung angewiesen war und ihm aufgrund des negativen 

erstinstanzlichen Bescheides bereits bewusst sein musste, dass sein Aufenthalt im 

Bundesgebiet möglicherweise dem Ende zugeht. Der mit der Beschwerde vorgelegten 

Kontoübersicht kann jedenfalls nicht entnommen werden, dass der BF tatsächlich 

selbsterhaltungsfähig wäre, zumal der vorläufige Saldo per 23.10.2020 gerade einmal 896,59 

Euro beträgt. Auch kann entgegen dem ebenfalls vorgelegten Vertrag mit  XXXX aus der 

Kontoübersicht nicht entnommen werden, dass der BF von diesem einen monatlichen 

Pauschalbetrag von 1.500,- Euro überwiesen bekäme. Soweit der BF von dieser Person am 

23.10.2020 7.330,- Euro überwiesen wurden, wurde dieser Betrag bis auf 100,- noch am 

selben Tag als Barauszahlung wieder vom Konto genommen. 
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3. Rechtliche Beurteilung 

Zuständigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes Verfahrensrecht, 

sicherer Herkunftsstaat 

 

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen über das 

Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zur Gewährung von 

internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 

sowie zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde geregelt werden (BFA-

Verfahrensgesetz – BFA-VG), BGBl I 87/2012 idgF) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht 

über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 

 

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesver-waltungsgerichtes 

(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG), BGBl I 10/2013 idgF entscheidet im 

gegenständlichen Fall der Einzelrichter. 

 

Gem. § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, BGBl. I 33/2013 idF BGBl I 

122/2013 hat das ho. Gericht das AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und 

jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß 

anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 

 

§ 1 BFA-VG bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen 

beinhaltet, die für alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl, vor Vertretungsbehörden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor 

dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG 

bleiben unberührt. Gem. §§ 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind für Beschwerdevorverfahren und 

Beschwerdeverfahren, die §§ 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht anzuwenden. 

 

Gemäß § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen 

Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, es den angefochtenen Bescheid, auf Grund der 

Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der 

Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen. 
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Frage der Erteilung eines Aufenthaltstitels und Erlassung einer Rückkehrentscheidung  

 

Gesetzliche Grundlagen (auszugsweise): 

 

§ 10 AsylG 2005, Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme: 

 

„§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rückkehrentscheidung 

oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 

verbinden, wenn  

1. … 

2. … 

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

abgewiesen wird,  

4. – 5. … 

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den 

Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel 

gemäß § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung gemäß dem 

8. Hauptstück des FPG zu verbinden.  

(3) ...“ 

 

§ 57 AsylG 2005, Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz: 

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf 

begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zu erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 

oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür 

weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die 

Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem 

inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 

Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches 

Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 

oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
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3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht 

niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 

382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 

Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung 

besonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 

(2) –(4) … 

 

§ 9 BFA-VG,  Schutz des Privat- und Familienlebens: 

„§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 

Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 

eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 

Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) – (6) …“ 

 

§ 52 FPG, Rückkehrentscheidung: 

„§ 52. (1) … 

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit 

Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 

1. … 

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

abgewiesen wird, 

3. – 4. … 

und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht 

nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

(3)- (11)...“ 

 

Art. 8 EMRK, Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung 

und seines Briefverkehrs. 

(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 

insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 

demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 

das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
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strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer notwendig ist.“ 

 

Im ggst. Fall liegt kein rechtmäßiger Aufenthalt des BF (ein sonstiger Aufenthaltstitel des 

drittstaatsangehörigen Fremden ist nicht ersichtlich und wurde auch nicht behauptet) im 

Bundesgebiet vor.  

Im Lichte des Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens liegen bei Berücksichtigung sämtlicher 

bekannter Tatsachen keine Hinweise vor, dass dem BF allenfalls von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu 

erteilen gewesen wäre, und wurde diesbezüglich in der Beschwerde auch nichts dargetan.  Die 

belangte Behörde erteilte dem BF zurecht kein Aufenthaltsrecht gem. § 57 AsylG, zumal der 

Aufenthalt des BF nicht gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr 

geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, dies nicht zur Gewährleistung 

der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 

Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren 

Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder 

grenzüberschreitendem Prostitutionshandel erforderlich ist und der BF auch nicht Opfer von 

Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, 

erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der BF auch nicht glaubhaft machte, 

dass die Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer 

Gewalt erforderlich ist. 

Die Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann einen ungerechtfertigten Eingriff 

in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1 EMRK 

darstellen. Daher muss überprüft werden, ob sie einen Eingriff und in weiterer Folge eine 

Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt. 

 

Vom Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 

(minderjährigen) Kindern umfasst, sondern zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern 

(EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen 

Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der 

Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt. (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B 

9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 

7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, 

Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK - Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 

8 ; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 

http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit66#hit66
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit68#hit68
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit67#hit67
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit69#hit69
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit72#hit72
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit74#hit74
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit73#hit73
http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=l&v=vwgh&q=und(%3c=DATUM+und+20060510%3e=DATUM)++++++++und+(8+EMRK+Ausweisung+Asylgesetz)&e=VwGHT.64019.1&e=VwGHT.63726.2&e=VwGHT.63736.3&e=VwGHT.63735.4&e=VwGHT.63717.5&e=VwGHT.63454.6&e=VwGHT.63449.7&e=VwGHT.63350.8&e=VwGHT.63389.9&e=VwGHT.63400.10&e=VwGHT.63354.11&e=VwGHT.63355.12&e=VwGHT.63402.13&e=VwGHT.63403.14&Markierte+Dokumente+anzeigen.x=116&Markierte+Dokumente+anzeigen.y=12#hit75#hit75
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761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso 

VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423).  

 

Bei dem Begriff „Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK“ handelt es sich nach gefestigter 

Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.  

 

Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie 

lediglich in das Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; 

auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen 

entziehen (EGMR, Cruz Varas and others vs Sweden, 46/1990/237/307, 21.3.1991). 

 

Der BF verbrachte den überwiegenden Teil seines Lebens im Irak,  XXXX , wurde dort 

sozialisiert, gehört der dortigen Mehrheits- und Titularethnie an, bekennt sich zum dortigen 

Mehrheitsglauben und spricht die dortige Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. 

Ebenso ist davon auszugehen, dass im Irak Bezugspersonen etwa im Sinne eines gewissen 

Freundes- bzw. Bekanntenkreises des BF existieren, da nichts darauf hindeutet, dass der BF vor 

seiner Ausreise im Herkunftsstaat in völliger sozialer Isolation gelebt hätte. Es deutet daher  

nichts darauf hin, dass es dem BF im Falle einer Rückkehr in den Herkunftsstaat nicht möglich 

wäre, sich in die dortige Gesellschaft erneut zu integrieren. Außerdem lebt die gesamte 

Großfamilie des BF weiterhin in XXXX . 

 

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner ständigen Rechtsprechung davon aus, dass dem Art. 

8 EMRK innewohnenden Recht auf das Privat- und Familienleben auch ein Recht auf 

körperliche Unversehrtheit abzuleiten ist (vgl. etwa Erk. d. VwGH vom 28.6.2016, Ra 

2015/21/0199-8). Vor diesem Hintergrund ist die Zulässigkeit von aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen im Lichte des Art. 8 EMRK auch vor dem Hintergrund der Lage im Herkunftsstaat, 

welche der BF im Falle einer Rückkehr vorfinden, zu prüfen, wobei bereits an dieser Stelle Art. 

8 EMRK –anders als Art. 3 leg. cit.- einen Eingriffsvorbehalt kennt. 

 

Basierend auf den getroffenen Feststellungen ist davon auszugehen, dass die 

Rückkehrentscheidung keinen Eingriff in das Recht auf das Privat- und Familienleben darstellt. 

Daran ändert auch der Umstand, dass der BF seit August 2020 selbständig erwerbstätig ist, 

nichts, zumal er darüber hinaus nicht nennenswert integriert ist. 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung des 

Rechts auf das Privat- und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich 

vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, welche in einer demokratischen Gesellschaft für 
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die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des 

Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum 

Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer 

notwendig ist. 

 

Zweifellos handelt es sich sowohl bei der belangten Behörde als auch beim ho. Gericht um 

öffentliche Behörden im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in § 10 AsylG 

gesetzlich vorgesehen. 

 

Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung der durch Art. 8 

(1) EMRK geschützten Rechte des Beschwerdeführers im gegenständlichen Fall durch den 

Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft 

legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2) EMRK, 

in verhältnismäßiger Weise verfolgt. 

Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der gesetzlichen Determinanten im Lichte 

der Judikatur Folgendes: 

 

- Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 

rechtswidrig war: 

Der BF ist seit August 2015 in Österreich aufhältig. Seit Rechtskraft des Erkenntnisses des 

BVwG vom 2.9.2020 hält er sich illegal im Bundesgebiet auf. Laut vorgelegter Bestätigung der 

Caritas vom 3.11.2020 ist er auch nicht rückkehrwillig. 

 

Die Aufenthaltsdauer nach § 9 Abs. 2 Z 1 BFA-VG ist nur eines von mehreren im Zuge der 

Interessenabwägung zu berücksichtigenden Kriterien, weshalb auch nicht gesagt werden kann, 

dass bei Unterschreiten einer bestimmten Mindestdauer des Aufenthalts in Österreich 

jedenfalls von einem deutlichen Überwiegen der öffentlichen Interessen an der Beendigung 

des Aufenthalts im Bundesgebiet gegenüber den gegenteiligen privaten Interessen 

auszugehen ist. Liegt eine relativ kurze Aufenthaltsdauer des Betroffenen in Österreich vor, so 

wird nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes jedoch regelmäßig erwartet, 

dass die in dieser Zeit erlangte Integration außergewöhnlich ist, um die Rückkehrentscheidung 

auf Dauer für unzulässig zu erklären und einen entsprechenden Aufenthaltstitel zu 

rechtfertigen (vgl. VwGH 18.9.2019, Ra 2019/18/0212, mwN). 
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- das tatsächliche Bestehen eines Privat- und Familienlebens 

Der BF verfügt über keine familiären und keine relevanten Anknüpfungspunkte.  

 

- die Schutzwürdigkeit des Privat- und Familienlebens 

Der Aufenthalt des BF zum Zeitpunkt der Begründung allfälliger Anknüpfungspunkte im 

Rahmen des Privat- und Familienlebens war ungewiss und nicht dauerhaft. So hat der BF sein 

Gewerbe auch erst nach 5-jährigem Aufenthalt und kurz vor rechtskräftigem Abschluss seines 

Asylverfahrens angemeldet. Es ist auch festzuhalten, dass der BF nicht gezwungen ist, nach 

einer Ausreise allenfalls bestehende Bindungen zur Gänze abzubrechen. So stünde es ihm frei, 

diese durch briefliche, telefonische, elektronische Kontakte oder durch Besuche aufrecht zu 

erhalten (vgl. Peter Chvosta: „Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK“, ÖJZ 2007/74 

mwN).  

 

Das Vorbringen des BF lässt auch erkennen, dass dieser sichtlich hier auch die Sach- und 

Rechtslage, wonach ein Aufenthalt in Österreich primär und regelmäßig unter Einhaltung der 

fremden- und niederlassungsrechtlichen Bestimmungen zu begründen und fortzusetzen ist, 

verkennt. Auch ergibt sich hieraus, dass beim Fehlen eines gültigen Aufenthaltstitels den 

Fremden die Obliegenheit zukommt, das Bundesgebiet zu verlassen.  

Nur bei Vorliegen von außergewöhnlichen, besonders zu berücksichtigenden Sachverhalten 

kann sich ergeben, dass den Fremden, welche rechtswidrig in das Bundesgebiet einreisten 

oder sich rechtswidrig in diesem aufhalten, ihre Obliegenheit zum Verlassen des 

Bundesgebietes nachgesehen und ein Aufenthaltsrecht erteilt wird. Derartige Umstände 

liegen im gegenständlichen Fall nicht vor. Sollte beim BF die gegenteilige Erwartungshaltung 

geweckt worden sein, hat das ho. Gericht dennoch im Rahmen der Gesetze (Art. 18 B-VG) 

entgegen dieser Erwartungshaltung zu entscheiden. 

Keinesfalls entspricht es der fremden- und aufenthaltsrechtlichen Systematik, dass das 

Knüpfen von privaten bzw. familiären Anknüpfungspunkten nach rechtswidriger Einreise im 

Rahmen eines Automatismus zur Erteilung eines Aufenthaltstitels führt. Dies kann nur 

ausnahmsweise in Einzelfällen, beim Vorliegen eines besonders qualifizierten Sachverhalts der 

Fall sein, welcher hier bei weitem nicht vorliegt (vgl. hier etwa Erk. d. VfGH U 485/2012-15 

vom 12.06.2013). 

 

- Grad der Integration 

Der BF ist nicht selbsterhaltungsfähig und hat erst nach 5 Jahren Aufenthalt im Bundesgebiet 

und als der Abschluss seines Asylverfahrens bereits absehbar war, Bemühungen in diese 
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Richtung unternommen. Soweit er in seiner Beschwerde behauptete, nunmehr 

selbsterhaltungsfähig zu sein, widerspricht dies der vorgelegten Kontoübersicht, nach der sich 

auf seinem Konto per 23.10.2020 lediglich ca. 900,- Euro befanden. 

Der BF verfügt auch nur über Deutschkenntnisse auf A1 Niveau, obwohl er bereits 5 Jahre im 

Bundesgebiet aufhältig ist. Dass der BF in Österreich am öffentlichen Leben teilnimmt, 

österreichische Freunde hätte, bei einem Verein oder einer Organisation tätig wäre oder eine 

Schule oder sonstige Bildungseinrichtung besucht, kam im Verfahren ebenfalls nicht hervor. 

 

In diesem Zusammenhang sei auch auf die höchstgerichtliche Judikatur verwiesen, wonach 

selbst die –hier bei weitem nicht vorhandenen- Umstände, dass selbst ein Fremder, der perfekt 

Deutsch spricht sowie sozial vielfältig vernetzt und integriert ist, über keine über das übliche 

Maß hinausgehenden Integrationsmerkmale verfügt und diesen daher nur untergeordnete 

Bedeutung zukommt (Erk. d. VwGH vom 6.11.2009, 2008/18/0720; 25.02.2010, 

2010/18/0029).  

 

- Bindungen zum Herkunftsstaat 

Der BF verbrachte den überwiegenden Teil seines Lebens im Irak, wurde dort sozialisiert, 

bekennt sich zum dortigen Mehrheitsglauben und spricht die Mehrheitssprache seiner 

Herkunftsregion auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass im Irak  

Bezugspersonen etwa im Sinne eines gewissen Freundes- bzw. Bekanntenkreises des BF 

existieren, da nichts darauf hindeutet, dass der BF vor seiner Ausreise im Herkunftsstaat in 

völliger sozialer Isolation gelebt hätte. Es deutet daher  nichts darauf hin, dass es dem BF im 

Falle einer Rückkehr in den Herkunftsstaat nicht möglich wäre, sich in die dortige Gesellschaft 

erneut zu integrieren.  

 

- strafrechtliche Unbescholtenheit 

Der BF ist im Bundesgebiet bislang unbescholten, was allerdings von einer Person, die in einem 

Gastland aufgenommen werden möchte, ohnedies als selbstverständlich anzusehen ist. 

 

- Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl- Fremdenpolizei- 

und Einwanderungsrechts 

Der BF  reiste rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und verletzte dadurch das hoch 

einzuschätzende öffentliche Interesse an einem geordneten Vollzug des Fremden- und 

Niederlassungsrechts. Außerdem hat er das Bundesgebiet trotz der ihn treffenden 

Rückkehrentscheidung nicht verlassen. 
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- die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 

Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren 

Dem BF musste von Anfang an klar sein, dass der Aufenthalt in Österreich im Falle eines 

negativen Abschlusses seines Asylverfahrens  nur ein vorübergehender ist. Ebenso indiziert die 

illegale Einreise in das Bundesgebiet den Umstand, dass dem BF die möglichen Konsequenzen 

eines negativen Asylverfahrens durchaus bewusst waren, da er anderenfalls eine weniger 

beschwerliche und kostengünstigere Variante der Reise gewählt hätte. 

 

- mögliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behörden in Bezug auf die 

Verfahrensdauer 

Ein derartiges Verschulden kann aus der Aktenlage nicht entnommen werden. 

 

-Auswirkung der allgemeinen Lage im Irak auf den BF 

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner ständigen Rechtsprechung davon aus, dass dem Art. 

8 EMRK innewohnenden Recht auf das Privat- und Familienleben auch ein Recht auf 

körperliche Unversehrtheit abzuleiten ist (vgl. etwa Erk. d. VwGH vom 28.6.2016, Ra 

2015/21/0199-8). Vor diesem Hintergrund ist die Zulässigkeit von aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen im Lichte des Art. 8 EMRK auch vor dem Hintergrund der Lage im Herkunftsstaat, 

welche der BF im Falle einer Rückkehr vorfindet, zu prüfen, wobei bereits an dieser Stelle Art. 

8 EMRK –anders als Art. 3 leg. cit.- einen Eingriffsvorbehalt kennt. 

 

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die öffentliche Ordnung 

aufrechtzuerhalten, insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht 

und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von 

Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich müssen insoweit, als sie in ein durch 

Art. 8 (1) EMRK geschütztes Recht eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig 

sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten 

legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein.  

 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise 

und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, 

Zl. 2000/18/0251, uva). 
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Der VwGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach 

rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt 

eine gewichtige Gefährdung der öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes 

Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen lässt 

(VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190).  

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das 

nur für die Dauer des Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche 

Maßnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lässt, 

die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in welchen der Fremde aufgrund eines 

nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu 

Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Feßl/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 

348). 

Es ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes für die Notwendigkeit einer 

[damals] Ausweisung von Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her 

legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, könnte sich der Fremde bei der Abstandnahme von der 

[damals] Ausweisung [nunmehr Rückkehrentscheidung] sowie im gegenständlichen Fall unter 

Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsächlichen (illegalen) Aufenthalt 

im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem öffentlichen Interesse an der 

Aufrechterhaltung eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen würde.  

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privat- und/oder Familienleben 

zulässig, wenn dies zur  Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist.  Die 

zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, 

worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu subsumieren 

ist. Die für den Aufenthalt von Fremden maßgeblichen Vorschriften finden sich –abgesehen 

von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG. 

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist für die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung 

und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem Inhalt des Fremdenrechtspakets 2005 

und den danach folgenden Novellierungen klar hervor. Demnach ist es gemäß den nun 

geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen für den Beschwerdeführer grundsätzlich nicht 

mehr möglich, seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine 

Erstantragsstellung für solche Fremde nur vom Ausland aus möglich ist. Im Übrigen stellt die 

Verurteilung des BF einen Versagungsgrund dar. Wie aus dem 2. Hauptstück des NAG 

ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehörige von in Österreich dauernd 

wohnhaften österreichischen Staatsbürgern sind, davon nicht ausgenommen.  

Im gegenständlichen Fall ist bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein 

Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen würde, dass dem 
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Beschwerdeführer gem. § 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland 

aus offensteht. 

 

Zur Gewichtung der öffentlichen Interessen sei ergänzend das Erkenntnis des VfGH  17. 3. 

2005, G 78/04 ua  erwähnt, in dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öffentlichen 

Interessen im Verhältnis zu den Interessen des Fremden bei der Ausweisung [bzw. nunmehr 

Rückehrentscheidung] von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich aufgehalten 

haben, und Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß 

während des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen sind.  

 

Wie bereits erwähnt, garantiert die EMRK gemäß der Rechtsprechung des EGMR (vgl. aktuell 

SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) Ausländern kein Recht auf 

Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter gewissen Umständen können von 

den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B. eine 

Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschützte Privatleben eines 

Fremden eingreifen (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland oder BAGHLI gg. Frankreich, 

30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 

10.737/1985; VfSlg 13.660/1993). 

 

Wenn man – wie die Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen lässt – dem 

Aufenthaltsstatus des Fremden für die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch 

Artikel 8 EMRK geschützte Privatleben keine Relevanz beimisst, so wird die Frage der 

Rechtmäßigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprüfung nach Artikel 8 

Absatz 2 EMRK Berücksichtigung zu finden haben.  

 

In seinem Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Jänner 

2006, Zahl 50435/99 führte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass  es ua. 

eine wichtige Überlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an 

dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines 

Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland vom 

vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen 

Familienmitgliedes in solchen Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung 

von Art. 8 EMRK bewirkt. 

Der GH führte weiters –wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend- aus, dass Personen, 

welche die Behörden eines Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfüllen, 
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als fait accompli mit ihrem Aufenthalt konfrontieren, grundsätzlich keinerlei Berechtigung 

haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen.  

 

Weiter wird hier auf das  Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das 

Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06 verwiesen, wo dieser es als nicht erforderlich erachtete, 

sich mit der von der Beschwerdeführerin vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch 

das Studium der Beschwerdeführerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre 

Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann während ihres fast 10-jährigen Aufenthalts ein 

Privatleben iS von Art. 8 EMRK entstanden ist.  

Dies wird damit begründet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens 

ohne Bedeutung für die Zulässigkeit der Abschiebung wäre, da einerseits die beabsichtigte 

Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und das legitime Ziel der Aufrechterhaltung 

und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits jegliches 

zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwägung gegen das 

legitime öffentliche Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu führen 

könnte, dass ihre Abschiebung als unverhältnismäßiger Eingriff zu werten wäre.  

Die zuständige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall ÜNER gg. 

Niederlande (EGMR Urteil vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdeführerin um 

keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt, sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht 

erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher während der gesamten Dauer ihres 

Asylverfahrens und ihrer humanitären Anträge unsicher war.  

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Anträge wird auch durch eine behauptete 

Verzögerung der Behörden bei der Entscheidung über diese Anträge nicht unverhältnismäßig. 

 

Hinweise auf eine zum Entscheidungszeitpunkt vorliegende berücksichtigungswürdige 

Integration des BF in sprachlicher, beruflicher und gesellschaftlicher Sicht sind nicht erkennbar. 

Der BF hält sich im Vergleich zu seinem Lebensalter erst einen kurzen Zeitraum in Österreich 

auf, hat bis vor 3 Monaten nie eine legale Beschäftigung ausgeübt bzw. Anstrengungen in diese 

Richtung unternommen. Eine gesellschaftliche Integration ist ebenfalls nicht erkennbar. 

Außerdem verfügt der BF lediglich über rudimentäre Deutschkenntnisse. 

Die gesamte Familie  des BF lebt im Herkunftsstaat, wo der BF den Großteil des Lebens 

verbracht hat  und sozialisiert wurde, und ist daher davon auszugehen, dass auf Grund dieser 

engen familiären und privaten Beziehungen im Herkunftsstaat im Vergleich mit dem bisherigen 

Leben in Österreich die Beziehungen zum Irak eine – wenn überhaupt vorhandene – 

Integration in Österreich bei weitem überwiegen. 
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Insbesondere aufgrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer des BF in Österreich und der 

geringen Bindungen zu Österreich sind zum Entscheidungszeitpunkt keine Aspekte einer 

außergewöhnlichen schützenswerten, dauernden Integration hervorgekommen, dass allein 

aus diesem Grunde die Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig zu erklären wäre. 

 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist davon auszugehen, 

dass das öffentliche Interesse an der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthalts des BF im 

Bundesgebiet das persönliche Interesse  am Verbleib im Bundesgebiet deutlich überwiegt und 

daher durch die angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht 

vorliegt. Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen (und auch in der Beschwerde 

nicht vorgebracht worden), dass im gegenständlichen Fall eine Rückkehrentscheidung auf 

Dauer unzulässig wäre.  

Abschiebung 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das BFA mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, 

dass eine Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere 

bestimmte Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu 

vertretenden Gründen nicht möglich sei. Für die gemäß § 52 Abs. 9 FPG gleichzeitig mit der 

Erlassung einer Rückkehrentscheidung vorzunehmende Feststellung der Zulässigkeit einer 

Abschiebung gilt der Maßstab des § 50 FPG (VwGH 15.09.2016, Ra 2016/21/0234). 

 

Gemäß § 50 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art 2 

EMRK oder Art 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK verletzt würde oder für 

sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts 

verbunden wäre (Abs. 1), wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr 

Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht 

wäre (Abs. 2) oder solange ihr die Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den EGMR 

entgegensteht (Abs. 3). 

 

Im gegenständlichen Fall sind im Hinblick auf die von der belangten Behörde im angefochtenen 

Bescheid gemäß § 52 Abs. 9 iVm. § 50 FPG getroffenen Feststellungen keine konkreten 

Anhaltspunkte dahingehend hervorgekommen, dass die Abschiebung des BF in den Irak 

unzulässig wäre. Derartiges wurde auch in der gegenständlichen Beschwerde nicht schlüssig 

dargelegt und wurden bzw. werden hierzu bereits an entsprechend passenden Stellen des 
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gegenständlichen Erkenntnisses Ausführungen getätigt, welche die in § 50 Abs. 1 und 2 FPG 

erforderlichen Subsumptionen bereits vorwegnehmen.  

 

Es kamen keine Umstände hervor, die im Abschiebungsfall zu einer Verletzung von Art. 2 oder 

3 EMRK führen würden und wird auf die Ausführungen im Rahmen des subsidiären Schutzes 

verwiesen. Es kamen auch keine Umstände hervor, welche insbesondere beim Ausspruch 

betreffend die Abschiebung zu berücksichtigen gewesen wären. 

 

Eine im § 50 Abs. 3 FPG  genannte Empfehlung des EGMR liegt ebenfalls nicht vor. 

 

Die Verhältnismäßigkeit der seitens der belangten Behörde getroffenen fremdenpolizeilichen 

Maßnahme ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste 

fremdenpolizeiliche Mittel handelt, welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet 

erschien. 

 

Eine Frist zu freiwilligen Ausreise wurde zu Recht nicht gewährt, da die sofortige Ausreise im 

Interesse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit geboten ist. 

 

Zum Einreiseverbot 

 

§ 53 FPG lautet: 

„Einreiseverbot 

§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein 

Einreiseverbot erlassen werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den 

Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum nicht in das Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 

(1a) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013) 

(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von 

höchstens fünf Jahren zu erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das 

Bundesamt das bisherige Verhalten des Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu 

berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung 

oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen 

Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 

Drittstaatsangehörige 

1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 

(StVO), BGBl. Nr. 159, iVm § 26 Abs. 3 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 
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120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, 

gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 194, in Bezug auf 

ein bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, 

gemäß den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98, oder 

wegen einer Übertretung des Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des 

Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

rechtskräftig bestraft worden ist; 

2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder 

primären Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde; 

3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine 

in Abs. 3 genannte Übertretung handelt; 

4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich begangener 

Zuwiderhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig bestraft 

worden ist; 

5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, 

rechtskräftig bestraft worden ist; 

6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag; 

7. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte dürfen, 

es sei denn, der Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des 

Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben Dienstgeber eine andere 

Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der 

Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich oder 

eine Zweckänderung zulässig gewesen; 

8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und sich für die 

Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 

Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der 

österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen Arbeitsmarkt 

oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder 

eingetragene Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen 

Partner ein gemeinsames Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat oder 

9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines 

Aufenthaltstitels, der Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 

Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Zugang zum 

heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
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ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er 

jedoch das Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat. 

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den 

Fällen der Z 5 bis 9 auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für 

die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als bestimmte Tatsache, die bei der 

Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 

genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 

1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 

mindestens drei Monaten, zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen 

Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als einmal wegen auf der 

gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig 

verurteilt worden ist; 

2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach 

der Einreise begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist; 

3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist; 

4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbaren 

Handlung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt worden ist; 

5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 

mindestens drei Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist; 

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 

Drittstaatsangehörige einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer 

terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder angehört hat, terroristische 

Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder 

finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke ausbildet oder 

sich ausbilden lässt (§ 278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer terroristischen 

Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f StGB); 

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 

Drittstaatsangehörige durch sein Verhalten, insbesondere durch die öffentliche 

Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch 

hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet oder 

8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 

Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt 
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oder dafür wirbt 

oder 

 

9. der Drittstaatsangehörige ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen 

Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder auf zu 

gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder terroristische 

Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können, oder auf Grund 

bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass er durch Verbreitung in Wort, Bild oder 

Schrift andere Personen oder Organisationen von seiner gegen die Wertvorstellungen 

eines europäischen demokratischen Staates und seiner Gesellschaft gerichteten 

Einstellung zu überzeugen versucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine 

Person oder Organisation unterstützt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes 

fördert oder gutheißt. 

(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des 

Drittstaatsangehörigen. 

(5) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist. 

§ 73 StGB gilt. 

(6) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste 

Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die Tat 

unter Einfluss eines die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen wurde, 

der auf einer geistigen oder seelischen Abartigkeit von höherem Grad beruht.“ 

 

Der VwGH  hat in seinem Erkenntnis vom 15.12.2011, Zahl 2011/21/0237 zur Rechtslage vor 

dem FPG idgF (in Kraft seit 01.01.2014) erwogen, dass bei der Festsetzung der Dauer des 

Einreiseverbotes nach dem FrÄG 2011 eine Einzelfallprüfung vorzunehmen (vgl. ErläutRV, 

1078 BlgNR 24. GP 29 ff und Art 11 Abs. 2 Rückführungs-RL) sei. Dabei hat die Behörde das 

bisherige Verhalten des Drittstaatsangehörigen zu beurteilen und zu berücksichtigen, ob (bzw. 

inwieweit über die im unrechtmäßigen Aufenthalt als solchen zu erblickende Störung der 

öffentlichen Ordnung hinaus) der (weitere) Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die 

öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 MRK genannten 

öffentlichen Interessen zuwiderläuft. Eine derartige Gefährdung ist nach der 

Gesetzessystematik insbesondere in den Fällen der Z 1 bis 9 des § 53 Abs. 2 FrPolG 2005 idF 

FrÄG 2011 anzunehmen. In den Fällen des § 53 Abs. 3 Z 1 bis 8 FrPolG 2005 idF FrÄG 2011 ist 

das Vorliegen einer schwerwiegenden Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit 

indiziert, was dann die Verhängung eines Einreiseverbotes in der Dauer von bis zu zehn Jahren 

und, liegt eine bestimmte Tatsache im Sinn der Z 5 bis 8 vor, von unbefristeter Dauer 

ermöglicht.  
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Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum früher geltenden § 63 FPG (IdF 

vor dem FrÄG 2011), der die Festlegung der Gültigkeitsdauer eines Aufenthaltsverbotes 

regelte, war ein Aufenthaltsverbot für jenen Zeitraum zu erlassen, nach dessen Ablauf 

vorhersehbarerweise der Grund für seine Verhängung weggefallen sein wird, und auf 

unbestimmte Zeit (unbefristet), wenn ein Wegfall des Grundes für seine Verhängung nicht 

vorhergesehen werden kann. 

 

Da die aktuelle Formulierung des § 53 FPG auch der Umsetzung der Rückführungsrichtlinie, RL 

2008/115/EG vom 18.12.2008 dient (vgl. RV 1078 XXIV GP: "Mit dem vorgeschlagenen § 53 

wird Art. 11 der RückführungsRL Rechnung getragen") und europarechtlichen Grundsätzen 

folgend nationale Rechtvorschriften richtlinienkonform in dem Sinne zu interpretieren sind, 

"das zur Umsetzung einer Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und Zielsetzung 

auszulegen" ist, (VfSlg. 14.391/1995; zur richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters 

VfSlg. 15.354/1998, 16.737/2002, 18.362/2008; VfGH 5.10.2011, B 1100/09 ua.) sowie dem 

europarechtlichen Grundsatz des effet utile und des Wortlautes des Art. 11 der 

Rückführungsrichtlinie (vgl. Art. 11 leg. cit., RL 2008/115/EG vom 18.12.2008: 

"Rückkehrentscheidungen gehen mit einem Einreiseverbot einher, a) falls keine Frist für eine 

freiwillige Ausreise eingeräumt wurde oder b) falls der Rückkehrverpflichtung nicht 

nachgekommen wurde. In anderen Fällen kann eine Rückkehrentscheidung mit einem 

Einreiseverbot einhergehen."), ist davon auszugehen, dass schon aufgrund des Umstandes, 

dass im gegenständlichen Fall keine Frist für die freiwillige Ausreise besteht, ein unter §§ 53 

Abs. 1 iVm Abs. 2 FPG zu subsumierender Sachverhalt vorliegt.  Die bB war im 

gegenständlichen Fall schon aufgrund des § 53 Abs. 1 und 2 FPG im Lichte einer Art. 11 der 

Rückführungsrichtlinie berücksichtigenden Interpretation berechtigt, die 

Rückkehrentscheidung mit einem Einreiseverbot zu verbinden. Ob sie hierzu gemäß dem 

Wortlaut des Art. 11 der RückführungsRL verpflichtet war oder ob sie gem. § 53 FPG Ermessen 

üben konnte, kann an dieser Stelle offenbleiben, zumal sich im Ergebnis nichts ändert. 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Fremde initiativ, 

untermauert durch Vorlage entsprechender Bescheinigungsmittel, nachzuweisen, dass er 

nicht bloß über Mittel zur kurzfristigen Bestreitung seines Unterhalts verfügt, sondern sein 

Unterhalt für die beabsichtigte Dauer seines Aufenthalts gesichert erscheint. Die 

Verpflichtung, die Herkunft der für den Unterhalt zur Verfügung stehenden Mittel 

nachzuweisen, besteht insoweit, als für die Behörde ersichtlich sein muss, dass der Fremde 
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einen Rechtsanspruch darauf hat und die Mittel nicht aus illegalen Quellen stammen (vgl. 

etwa das Erkenntnis vom 21. Juni 2012, Zl. 2011/23/0305, mwN). 

 

Der BF hat in keiner Weise dargelegt, dass er über Mittel verfügt, um seinen Unterhalt 

dauerhaft zu sichern. Aus dem vorgelegten Vertrag mit der  XXXX Reinigung geht nicht einmal 

hervor, wann dieser Vertrag abgeschlossen wurde bzw. wann er in Kraft tritt, sondern 

lediglich, dass die Reinigungsarbeiten bis auf Widerruf mit einem monatlichen Pauschalbetrag 

von 1.500,- Euro vergütet werden. Geht man davon aus, dass der BF sein Gewerbe am 

17.8.2020 aufgenommen hat, ergibt sich verglichen mit der vorgelegten Kontoübersicht kein 

diesbezüglicher monatlicher Zahlungseingang. Am 23.10. 2020 wurden von  XXXX zwar 7.330,- 

Euro an den BF überwiesen. Ausgehend vom Arbeitsbeginn 17.8.2020 wären zu diesem 

Zeitpunkt allerdings lediglich 3.000,- Euro fällig gewesen, sodass dieser Betrag offensichtlich 

nicht in Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit des BF steht. Dazu kommt, dass diese 7.330,- 

Euro noch am selben Tag vom Konto des BF schon wieder in bar behoben wurden. Letztlich 

ergibt sich zum 23.10.2020 ein Kontostand von 896,59 Euro. Dieser Betrag kann aus Sicht des 

Gerichtes nicht als ausreichend für eine dauerhafte Bestreitung des Unterhalts aus eigenem 

angesehen werden. Es besteht daher die Gefahr, dass sich der BF, welcher aufgrund seines 

illegalen Aufenthaltes gar nicht mehr zur Erwerbstätigkeit in Österreich berechtigt ist, sich in 

Hinkunft Unterhaltsmittel aus illegalen Quellen beschafft bzw. zur finanziellen Belastung einer 

Gebietskörperschaft wird, wie er es bereits die letzten 5 Jahre war. Er stellt daher eine 

Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit dar. 

 

So hat der VwGH im Erkenntnis vom 20. September 2018, Ra 2018/20/0349, ausgeführt, dass 

aus der Mittellosigkeit eines Fremden die Gefahr der Beschaffung der Unterhaltsmittel aus 

illegalen Quellen bzw. einer finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft resultiert, 

weshalb im Fall des Fehlens ausreichender Unterhaltsmittel auch die Annahme einer 

Gefährdung iSd § 53 Abs. 2 FrPolG 2005 gerechtfertigt ist. Dies gilt auch für ein in einem 

Verfahren über den ersten Antrag auf internationalen Schutz erlassenes Einreiseverbot 

(VwGH vom 12.07.2018, Zl. Ra 2018/14/0282). 

 

Eine entsprechende Interessensabwägung im Sinne des Art. 8 EMRK wurde bereits 

durchgeführt, ebenso wurde bereits dargelegt, welchen öffentlichen Interessen im Sinne des 

Art. 8 Abs. 2 EMRK der Aufenthalt des BF im Bundesgebiet widerspricht. 

 

Im gegenständlichen Fall ist jedenfalls zu bedenken, dass aus der sich aus dem rechtskräftig 

negativen Abschluss des Asylverfahrens ergebenen Mittellosigkeit des BF die Gefahr einer 
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illegalen Mittelbeschaffung bzw. einer finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft 

resultiert und daher auch aus diesem Aspekt eine Gefährdungsannahme nach Art. 8 Abs. 2 

EMRK gerechtfertigt ist (vgl. das Erkenntnis vom 11. Mai 2009, Zl. 2009/18/0152). 

 

Dauer des Einreiseverbotes: 

Der BF zeigt auch keine Gründe auf, wonach die Ermessensübung durch die belangte Behörde 

nicht im Sinn des Gesetzes erfolgt wäre. Die Beschwerde wendet sich zwar (unsubstantiiert) 

gegen die Dauer des Einreiseverbots, sie legt aber nicht dar, auf Grund welcher Umstände von 

einem früheren Wegfall der für die Erlassung des Einreiseverbots maßgeblichen Gründe 

auszugehen gewesen wäre.  

Bei einer Gesamtbetrachtung aller aufgezeigten Umstände, des sich daraus ergebenden 

Persönlichkeitsbildes und in Ansehung der auf Grund des persönlichen Fehlverhaltens 

getroffenen Gefährdungsprognose muss eine Gefährdung von öffentlichen Interessen, 

insbesondere an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit und der 

Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt regelnden Vorschriften zum Schutz eines 

geordneten Fremdenwesens, beim BF als gegeben angenommen werden (vgl. VwGH 

19.05.2004, Zl. 2001/18/0074).  

Dem Bundesamt kann im vorliegenden Fall nicht entgegengetreten werden, wenn es die 

Verhängung eines Einreiseverbotes im Lichte der öffentlichen Interessen als erforderlich 

erachtet. Die ausgesprochene Dauer von 2 Jahren erweist sich  in Anbetracht der konkreten 

Umstände des vorliegenden Falles als jedenfalls angemessen.   

 

Unter Berücksichtigung aller genannten Umstände und in Ansehung des bisherigen 

Fehlverhaltens und des sich daraus ergebenden Persönlichkeitsbildes des Beschwerdeführers 

kann eine Gefährdung von öffentlichen Interessen, insbesondere zur Wahrung des 

gesundheitlichen und wirtschaftlichen Wohls Österreichs, an der Einhaltung der die Einreise 

und den Aufenthalt regelnden Vorschriften sowie an der Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung und Sicherheit, als gegeben angenommen werden (vgl VwGH 19.05.2004, 

2001/18/0074). Angesichts der vorliegenden Schwere der Verstöße gegen österreichische 

Rechtsnormen und des zum Ausdruck gekommen Fehlverhaltens des Beschwerdeführers ist 

daher die Verhängung des Einreiseverbotes in der  ausgesprochenen Dauer als angemessen, 

erforderlich und darüber hinaus auch als verhältnismäßig zu erachten. Den persönlichen 

Interessen des Beschwerdeführers an einem weiteren Aufenthalt in Österreich steht das 

öffentliche Interesse an der Wahrung der öffentlichen Ordnung sowie das öffentliche Interesse 

an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des Fremdenwesens 
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gegenüber; diesen gewichtigen öffentlichen Interessen kommt aus der Sicht des Schutzes und 

der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art 8 Abs 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu 

(vgl VwGH 07.07.2009, AW 2009/18/0219; 20.03.1996, 95/21/0643; 03.03.1994; 94/18/0021; 

12.03.2002, 98/18/0260; 18.01.2005, 2004/18/0365). 

 

Absehen von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

§ 24 VwGVG lautet: 

„(1) Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von Amts 

wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 

(2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn 

1. 

der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die 

Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit 

Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer 

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für 

rechtswidrig zu erklären ist oder 

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist. 

(3) Der Beschwerdeführer hat die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im 

Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen 

angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer 

Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit 

Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden. 

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das 

Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die 

Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache 

nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention 

zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 

entgegenstehen. 

(5) Das Verwaltungsgericht kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer Verhandlung 

absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum 

Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklärt werden. 

 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG, BGBl I Nr. 68/2013 idgF kann eine mündliche Verhandlung 

unterbleiben, wenn  

 

- der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint  
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oder 

- sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den 

Tatsachen entspricht.  

Im Übrigen gilt § 24 VwGVG. 

 

Im gegenständlichen Fall war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 

Beschwerde geklärt anzusehen. Im Übrigen wurde eine solche auch nicht beantragt. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des VwGH sind für das Absehen einer mündlichen 

Verhandlung gem. § 21 Abs. 7 BFA-VG wegen geklärten Sachverhalts folgende Kriterien 

beachtlich vgl. Erk. d. VwGH vom 28.5.2014, Ra 2014/20/0017, Beschluss des VwGH vom 

25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10): 

- Der für die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt wurde von 

der belangten Behörde vollständig in einem ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren 

erhoben und weist dieser bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung durch das ho. 

Gericht noch immer die gebotene Aktualität und Vollständigkeiten auf. 

- Die belangte Behörde musste die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen 

tragende Beweiswürdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmäßiger Weise offengelegt 

haben und das ho. Gericht die tragenden Erwägungen der verwaltungsbehördlichen 

Beweiswürdigung teilen- 

- In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen Ermittlungsverfahrens 

entgegenstehender oder darüber hinaus gehender für die Beurteilung relevanter 

Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten des von der 

belangten Behörde festgestellten Sachverhalts ebenso außer Betracht bleiben kann 

wie ein Vorbringen, welches gegen das Neuerungsverbot gem. § 20 BFA-VG verstößt. 

- Auf verfahrensrechtliche Besonderheiten ist Bedacht zu nehmen. 

 

Da die oa. Kriterien im gegenständlichen Fall erfüllt sind, konnte eine Beschwerdeverhandlung 

unterbleiben. Abrundungen zu den als tragfähig erachteten Ausführungen durch das ho. 

Gericht sind im hier durchgeführten Umfang zulässig, zumal das ho. Gericht die Ausführungen 

der belangten Behörde für sich alleine als tragfähig erachtete (Beschluss des VwGH vom 

25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10). 

 

 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
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Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen.  

 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

 

Aus den dem gegenständlichen Erkenntnis entnehmbaren Ausführungen geht hervor, dass das 

ho. Gericht in seiner Rechtsprechung im gegenständlichen Fall nicht von der bereits zitierten 

einheitlichen Rechtsprechung des VwGH, insbesondere zum durch Art. 8 EMRK geschützten 

Recht auf ein Privat- und Familienleben und zum Einreiseverbot abgeht. Im Hinblick auf die 

Auslegung des Rechtsinstituts des sicheren Herkunftsstaates orientiert sich das ho. Gericht 

ebenfalls an der hierzu einheitlichen höchstgerichtlichen Judikatur.  

 

Aus dem Umstand, dass das ho. Gericht und die belangte Behörde mit 1.1.2014 ins Leben 

gerufen wurden, bzw. sich die asyl- und fremdenrechtliche Diktion, sowie Zuständigkeiten zum 

Teil änderte, und das Asyl- und Fremdenrecht eine verfahrensrechtliche Neuordnung erfuhr 

kann ebenfalls kein unter Art. 133 Abs. 4 zu subsumierender Sachverhalt hergeleitet werden, 

zumal sich am substantiellen Inhalt der anzuwendenden Normen keine relevante Änderung 

ergab. Im Falle verfahrensrechtlicher Neuordnungen wird auf die einheitliche Judikatur zu den 

Vorgängerbestimmungen verwiesen (z. B. in Bezug auf § 18 BFA-VG auf § 38 AsylG aF). 

 

Aufgrund der oa. Ausführungen war die Revision nicht zuzulassen. 


